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Der Rechtsſtaat ift als Begriff und Idee in das allgemeine 
Bewußtſein des deutſchen Volkes übergegangen durch das Er- 
leben des Gewalt⸗ und Willkürſtaates in der jüngſten deutſchen 
Geſchichte. Früher war der Rechtsſtaat eine Forderung rechts⸗ 
und ſtaatswiſſenſchaftlichen Forſchens und Wollens; der Rechts⸗ 
ſtaat als Ganzes wurde nur gelegentlich zu einer politiſchen 
Forderung gemacht. In der Regel wurden nur Einzelforderun⸗ 
gen geſtellt auf Beteiligung des Volkes an der Regierung und 
Verwaltung oder auf Gewährung und Sicherung gewiſſer 
Grundrechte. Bismarck ſagte in ſeiner Rede vom 11. März 
1867 vor dem Konſtituierenden Reichstag des Norddeutſchen 
Bundes zur Rechtfertigung der Schaffung einer Bundesver⸗ 
faſſung: „Wir wollen nicht in einer gewalttätigen, ſondern in 
einer Rechtsgemeinſchaft leben.“) Geſchichtlich hat ſich der Ge⸗ 
danke eines Rechtsſtaats, lange bevor das Wort Rechtsſtaat im 
19. Jahrhundert entſtanden war, nicht als Gegenſatz zu einem 
Gewalt: und Willkürſtaat entwickelt, ſondern als kritiſche Aus⸗ 
einanderſetzung mit perſönlichen Gewalt⸗ und Willkürübergriffen 
des Fürſten eines Patrimonialſtaates. Solche Auseinanderſetzun⸗ 
gen haben nicht nur im Fachſchrifttum, ſondern auch in der 
Dichtung ihren Niederſchlag gefunden wie zum Beiſpiel in 
„Emilia Galotti“ und in „Kabale und Liebe“. Zwei Ziele 
hatten die Beſtrebungen, die geiſtig durch die Aufklärung vor⸗ 
bereitet wurden: 

Der Lebensbereich des einzelnen Untertanen ſollte geſichert 
und geſchützt werden gegen Eingriffe des Staats oder ſeines 
Fürſten. Durch den Staat ſollte das Eigentum und die freie 


1) Ausgewählte Reden des Fürſten Bismarck, Berlin 1877, Fr. 
Kortkampf, Seite 196. 


Verfügung über das Privatvermögen ſowie die religiöſe und 
politiſche Überzeugung und ihre Äußerung in der Öffentlichkeit 
gewährleiſtet werden. Dazu diente das zweite Ziel: Die Be⸗ 
ſchränkung der Macht des Fürſten durch eine Volksvertretung 
und die Teilnahme des Untertanen als Staatsbürgers an den 
ſtaatlichen Hoheitsakten in Geſetzgebung, Verwaltung und 
Rechtſprechung. 

Um deſpotiſche Auswüchſe zu verhindern und die Teilnahme 
des Volkes an der Staatsgewalt ſicherzuſtellen, war eine Tren⸗ 
nung der in der Staatsgewalt vereinigten verſchiedenen Gewal⸗ 
ten voneinander erforderlich. Dies erkannte zuerſt im 17. Jahr⸗ 
hundert der engliſche Philoſoph John Locke, der die geſetzgebende 
und die verwaltende Staatsgewalt voneinander getrennt wiſſen 
wollte, wobei er zur verwaltenden auch die rechtſprechende 
Gewalt zählte. Montesquieu hat dann ſpäter im 18. Jahr⸗ 
hundert in ſeinem Werke „Esprit des Lois“ die Dreiteilung 
der Gewalten begründet, wie fie in die Rechts und Staats⸗ 
wiſſenſchaft und in die Politik eingegangen iſt und noch heute 
die drei klaſſiſchen Merkmale eines Rechtsſtaates bildet: Geſetz⸗ 
gebung, Verwaltung und Rechtſprechung als voneinander ge⸗ 
trennte Aufgaben des Staates. Eng verbunden damit iſt der 
Kampf des Untertanen für ſeine Freiheit, für das Recht, in 
ſeinem eigenen Lebensbereich zu herrſchen, gegen die Macht des 
Staates, der zu der Erkenntnis der Grundrechte führte, die der 
Rechtsſtaat zu gewährleiſten und zu ſichern hat, nämlich das 
Recht auf Preſſefreiheit, auf Eigentum und Vermögen. Montes⸗ 
quieu hat das Verhältnis des Staates zur Freiheit des einzelnen 
und ſeine Umgrenzung zu einer Rechtsfrage gemacht. Er unter⸗ 
ſcheidet drei Staatsformen: die Deſpotie, die Monarchie und 
die Demokratie oder Republik. Als den Grundgedanken der 
Deſpotie, als die Kraft, die den deſpotiſchen Staat zuſammen⸗ 
hält, erkennt er die Furcht, die erzeugt und unterhalten wird 
durch die Gewalt. Die Furcht des Menſchen macht das Weſen 
des Gewaltſtaats aus. Sie vernichtet die Würde des Menſchen 
und ſeine Perſönlichkeit, zerreißt die natürlichen Bindungen der 
Eltern und Kinder und der Ehegatten und bringt das ſelb⸗ 
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ſtändige Denken zum Verſiegen. Der Deſpot braucht „ſchlechte 
Untertanen, um gute Sklaven zu bekommen“) Die Vergottung 
des Deſpoten iſt das Gegenſtück zur Verſklavung der Unter⸗ 
tanen. Sie löſt ihn von allen Bindungen und entfernt ihn von 
den Menſchen. 

Der Grundgedanke der Monarchie, die Kraft, die dieſen 
Staat zuſammenhält, iſt nach Montesquieu die Ehre, und der 
Grundgedanke der Demokratie oder der Republik ſei die Tugend. 

Das Anliegen Montesquieus iſt die Umgrenzung und Recht⸗ 
fertigung der Freiheit des Menſchen. Sie iſt ihm das Recht, 
alles tun zu können, was die Geſetze nicht verbieten. Das Geſetz 
iſt ihm in Anlehnung an Plutarch der Maßſtab, die Königin 
aller Sterblichen und Unſterblichen. Es iſt die Antwort auf 
Plutarchs Frage: „Wer beherrſcht den Herrſchenden?“ Dieſe 
Frage iſt das Kernproblem des Rechtsſtaates überhaupt. Welches 
Geſetz ſoll den Herrſchenden beherrſchen? Die Thora, das jüdiſche 
Geſetz? Oder der Codex juris canonici, das Geſetz des katho⸗ 
liſchen Kirchenrechts? Oder das Geſetz des Staates? Wir ſehen 
ſofort den Unterſchied. Das Geſetz des Staates iſt eine einer 
ausreichenden Motivkraft entbehrende, abſtrakte Vorſtellung, 
die ihren ſachlichen, motivierenden und beſtimmenden Grund 
für ſtaatspolitiſches Handeln von einer anderen Ebene menſch⸗ 
lichen Erlebens und Erkennens holen muß, nämlich aus dem 
Bereich des religiöſen oder weltanſchaulichen Erlebens, aus 
einem Bereich, der dem Leben des Menſchen und ſeinen Geſetzen 
erſt den Sinn gibt, den er als Herrſcher mittels der Geſetze zu 
erfüllen ſucht. Das Geſetz als Beherrſcher des Herrſchenden iſt 
geſchichtlich und politiſch die Schwäche des Rechtsſtaates, wie er 
im 19. Jahrhundert als ſogenannter liberaler oder bürgerlicher 
Rechtsſtaat geworden iſt. Dieſe Schwäche iſt das Geſetz, nach 
dem der Rechtsſtaat angetreten und nach dem er im 20. Jahr- 
hundert im Begriff iſt, zugrunde zu gehen. 


2) Vgl. Buch IV Kapitel III und Eberhard Schmidt: „Montes⸗ 
quieus Eſprit des Lois und die Problematik der Gegenwart von 
Recht und Juſtiz“ in der Feſtſchrift für Wilhelm Kieſſelbach, S. 184. 
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Das Geſetz, das den Herrſchenden beherrſchen ſoll, find die 
Verfaſſung und die auf ihr ruhenden Geſetze. Die Bill of 
Rights von Virginia vom 12. Juni 1776 war die erſte ver⸗ 
faſſungsrechtliche Verwirklichung der Gedanken und Erkennt⸗ 
niſſe Montesquieus. In ihrem Artikel 1 erkennt fie die Freiheit, 
das Leben, das Eigentum und die Sicherheit als dem Menſchen 
von der Natur unabdingbar gegeben an, in Artikel 12 die 
Preſſefreiheit und in Artikel 16 die religiöſe Freiheit auf eigene 
Überzeugung. In Artikel 5 iſt die Trennung der Gewalten des 
Staates gefordert. 

Es folgen mit gleichen oder ähnlichen verfaſſungsrechtlich 
begründeten Forderungen die ſechs franzöſiſchen Verfaſſungen in 
den Jahren von 1791 bis 1840. Aus der Charte Conſtitutio⸗ 
nelle Frangaiſe vom 4. 6. 1814 klingt ſehr gegenwartsnah der 
Artikel 11: „Alle Nachforſchungen über Meinungen und Ab⸗ 
ſtimmungen vor der Wiederherſtellung der heutigen Regierung 
ſind unterſagt. Jene zu vergeſſen, wird auch den Gerichten und 
den Bürgern anbefohlen.“ Sie erklärt im Gegenſatz zu den 
anderen Verfaſſungen in Artikel 6 die „katholiſch⸗apoſtoliſch⸗ 
römiſche Religion“ zur Staatsreligion und gibt damit dem 
Geſetz als dem Beherrſcher des Herrſchenden die Motivkraft. 

Die von der verfaſſunggebenden Nationalverſammlung in 
Frankfurt/ Main am 28. 4. 1849 verkündete Verfaſſung des 
Deutſchen Reiches, die Preußiſche Verfaſſungsurkunde vom 31. 
1. 1850 und viele andere Verfaſſungen, darunter auch die 
Sowjet⸗Rußlands vom 10. 7. 1918 und 5. 12. 1936, die 
deutſche Reichsverfaſſung vom 11. 8. 1919 nicht zu vergeſſen, 
enthalten die Grundrechte der Menſchen als verfaſſungsrecht⸗ 
liche Forderungen, während die Trennung der Gewalten in den 
meiſten Verfaſſungen nur nebenbei, kaum erkennbar, erwähnt 
wird. Die Reichsverfaſſung von 1918 macht hier eine Ausnahme. 

Der liberale und bürgerliche Rechtsſtaat in Europa iſt die 
ſtaatsrechtliche Form des liberalen Wirtſchaftsſyſtems der Frei⸗ 
handelslehre eines Adam Smith. Er iſt der Rechtsſchutzſtaat, 
der die Aufgabe hat, das freie Spiel der Kräfte im Wirtſchafts⸗ 
leben zu ſchützen. Er hat den Patrimonialſtaat, der auch in 


6 


gewiſſen Formen Polizeiſtaat genannt wird, abgelöſt. Dieſer 
Polizeiſtaat war der ſtaatsrechtliche Ausdruck des Merkantilis⸗ 
mus, einer ſtaatlich gelenkten Wirtſchaft, insbeſondere der 
Außenhandelspolitik. 

Die Umwälzungen in der erſten Hälfte des 20. Jahrhunderts 
haben auch die Vorſtellungen vom Rechtsſtaat geändert. Der 
liberale oder bürgerliche Rechtsſtaat wird erſetzt von dem demo⸗ 
kratiſchen, nationalen und ſchließlich dem ſozialen oder demo⸗ 
kratiſch⸗ſozialen Rechtsſtaat. Auch der nationalſozialiſtiſche Staat 
nannte ſich Rechtsſtaat. 

Ein Staat hat nach alter ſtaatswiſſenſchaftlicher Auffaſſung 
und Überlieferung drei Merkmale: das Staatsvolk, das Staats⸗ 
gebiet und die Staatsgewalt. Das Staatsvolk iſt zu einer 
Geſamtperſönlichkeit zuſammengeſchloſſen, in welcher das Recht 
den Zuſammenhalt herſtellt und die einzelnen Glieder unterein⸗ 
ander und mit der Staatsgewalt verbindet. Das Recht iſt die⸗ 
jenige Regelung des menſchlichen Zuſammenlebens, die erforder⸗ 
lich iſt, um die Erhaltung und Freiheit der zu einer Einheit 
zuſammengeſchloſſenen Gemeinſchaft und ihrer Glieder zu ge⸗ 
währleiſten. Es iſt die Grundlage und Vorausſetzung für ein 
Leben in Freiheit und die Schaffung einer Kultur. Wo die 
Menſchen durch Brauch, Sitte und eine hohe und edle Lebens⸗ 
auffaſſung beſtimmt werden, gemeinſchaftserhaltend zu wirken, 
da kann das Recht weniger ſtrenge Anforderungen an den ein⸗ 
zelnen ſtellen als dort, wo jeder nur auf ſeinen Vorteil bedacht 
iſt und nichts oder wenig aus eigenem Entſchluß tut, um dem 
Ganzen zu dienen. Eine freiheitliche Geſtaltung des Gemein⸗ 
ſchaftslebens ſetzt eine hohe Lebensauffaſſung, eine hohe ſittliche 
Ebene des Zuſammenlebens voraus. Edle Menſchen verlangen 
Freiheit, ohne ſie iſt ihnen das Leben unerträglich, ja bis zum 
Entſchluß zum Freitod unmöglich. Menſchen, die an ihren Selbſt⸗ 
erhaltungswillen und an die Luſt verſklavt ſind, laſſen die 
Gemeinſchaft auseinanderfallen, wenn ſie nicht durch ſtrenges 
Recht zuſammengehalten werden. Eine hohe ſittliche Ebene be⸗ 
fähigt die Menſchen in größtem Umfange zum rechtlichen Denken 
und Wünſchen, zur Rechtlichkeit. 


Außer durch das Recht wird Zuſammenhalt und Verbindung 
hergeſtellt durch die Sitte und das Brauchtum, und nicht zuletzt 
durch den freien Willensentſchluß eines jeden einzelnen. Ein 
Rechtsſtaat iſt nun nicht etwa ein Staat, der ſich des Rechts 
bedient, um ſeine Staatsaufgaben zu erfüllen und ſeine Ziele 
und Zwecke zu erreichen. Das tut ja der Gewaltſtaat auch. Ein 
Rechtsſtaat iſt vielmehr ein Staat, deſſen Inhaber der Staats⸗ 
gewalt und Träger der Staats⸗ und Rechtshoheit das Recht 
als eine über ihm ſtehende und in ihm wirkende Geſetzlichkeit 
anerkennt und ſich ihm ſelbſt unterwirft. Der Tyrann handelt 
willkürlich und gewalttätig. Seine Befehle treten zwar in den 
äußeren Formen des Rechts auf und binden die Glieder des 
Volkes untereinander, nicht aber den Tyrannen. Er ſetzt das 
Recht als Mittel feiner Staats-, Gemeinſchafts⸗ und Macht⸗ 
geſtaltung ein. Im Rechtsſtaat iſt das Recht nicht Mittel für 
Zwecke, ſondern eine Lebensform, die den Inhaber der Staats⸗ 
gewalt ebenſo bindet wie die Glieder des Staatsvolkes und ſein 
Handeln lenkt. Gekennzeichnet iſt dieſe rechtsſtaatliche Auffaſſung 
durch die Legende von Friedrich dem Großen und dem Müller 
von Sansſouci, der feinem König, der die Mühle wegen ihres 
Klapperns beſeitigen laſſen wollte, antwortete: „Ja, wenn das 
Kammergericht in Berlin nicht wäre.“ 

Der Rechtsſtaat im althergebrachten Sinne, alſo der liberale, 
bürgerliche, demokratiſche, nationale und ſoziale Rechtsſtaat iſt 
über die Auffaſſung Plutarchs und Montesquieus, daß das 
Geſetz den Herrſchenden beherrſche, nicht hinweggekommen. Dieſer 
Rechtsſtaat fragt nicht danach, ob und welche religiöſe, welt⸗ 
anſchauliche, ſittliche oder politiſche Überzeugung den Herrſchen⸗ 
den beherrſcht und ihn beſtimmt, ſich dem Geſetz innerlich, nicht 
nur rechtlich, verpflichtet zu fühlen. Er fragt auch nicht danach, 
wem das Geſetz dient, ob es richtig oder falſch, gut oder ſchlecht 
iſt. Das „Geſetz“ hat, wenn kein Glaube, keine ſittlich gerecht⸗ 
fertigte Überzeugung dahinterſteht, keine Motivkraft. Wenn es 
ſein muß, zum Beiſpiel in Grenzfällen oder bei echten oder auch 
unechten Zweifeln oder in bewegten Zeiten, wird es ausgelegt. 
Der Rechtsſtaat ſelbſt wird zum Mittel weltanſchaulich beſtimm⸗ 
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ter Mächte. Das zu verhindern und eine Richtſchnur zu geben, 
dient die Staatsauffaſſung und die Verpflichtung der Inhaber 
der Staatsgewalt. Nach Artikel 56 GE leiſtet der Bundes⸗ 
präſident bei ſeinem Amtsantritt vor den Mitgliedern des 
Bundestages und Bundesrats folgenden, nach alten Vorbildern 
ſehr gut und ſchön formulierten Eid: 
„Ich ſchwöre, daß ich meine Kraft dem Wohle des deutſchen 
Volkes widmen, ſeinen Nutzen mehren, Schaden von ihm 
wenden, das Grundgeſetz und die Geſetze des Bundes wahren 
und verteidigen, meine Pflichten gewiſſenhaft erfüllen und 
Gerechtigkeit gegen jedermann üben werde.“ 
Er kann die religiöſe Formel „ſo wahr mir Gott helfe“ hinzu⸗ 
fügen oder weglaſſen. Nach Artikel 64 Abſ. 2 GG leiſten der 
Bundeskanzler und die Bundesminiſter bei der Amtsübernahme 
vor dem Bundestag denſelben Eid. Die Erfahrung, die die 
Geſchichte gibt, lehrt, daß der gute Inhalt und die ſchönen 
Worte nicht immer ausreichen, die Träger der Staatsgewalt 
für das Wohl des deutſchen Volkes wirken zu laſſen. Wir 
wiſſen aus dem Kampf des Hauſes Ludendorff gegen die über⸗ 
ſtaatlichen Mächte, welche vermeintlich höherſtehenden Werte 
als das deutſche Volk einen deutſchen Staatsmann in ſeinem 
politiſchen Handeln beſtimmen können; wir wiſſen aber auch 
aus den ſeelengeſetzlichen Erkenntniſſen Dr. M. Ludendorffs, 
welche minderwertigen Beweggründe wie Furcht und Jagd nach 
Profit beſtimmend ſein können. Der Feldherr faßte in ſeinen 
„Kampfzielen“ ſeine Erkenntniſſe dahin zuſammen: 
„Die Staatsgewalt ſei ſtark und ſittlich, ihre einzige Richt⸗ 
ſchnur das Wohl des geſamten Volkes; ob ſie monarchiſch 
oder republikaniſch iſt, iſt heute von untergeordneter Bedeu⸗ 
tung; wichtig allein iſt, daß ein freier deutſcher Mann nur 
ſich und Volke verantwortlich die Zügel der Regierung führt.“ 
Die einzige Richtſchnur eines freien deutſchen Mannes ſoll das 
Wohl des geſamten Volkes ſein, nicht nur das Wohl von Teilen 
des Volkes. Ob ein Politiker ein freier deutſcher Mann iſt, das 
muß er aber dem deutſchen Volke bei ſeinem Amtsantritt oder 
bei der Amtsübernahme angeſichts der heute herrſchenden welt⸗ 
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anſchaulichen Zerſplitterung und der Bindungen an geheime 
Vereinigungen ſagen, etwa durch einen Zuſatz zu dem Eid: 

„Ich ſchwö're 

daß ich keinem Menſchen und keiner Vereinigung von Men⸗ 

ſchen eidlich oder eidesähnlich verpflichtet bin und daß ich bei 

meinem Handeln keine höheren Werte anerkenne als das 

deutſche Volk.“ 
Das Wort vom Wohle des deutſchen Volkes mag hier weg⸗ 
bleiben, weil es materiell klingt und Zweifel aufkommen könn⸗ 
ten, ob nicht die Einfuhr argentiniſchen Fleiſches oder braſilia⸗ 
niſchen Kaffees dem Volke mehr dient als der Schutz kulturellen 
Schaffens und kultureller Güter, den wir in der Sprache 
unſerer Weltanſchauung Schutz des Gotterlebens nennen. 

Die Staatsgewalt geht aber nicht nur vom Staatsober⸗ 
haupt, dem Bundespräſidenten, und ſeiner Regierung, dem 
Bundeskanzler und den Miniſtern, aus, ſondern in ihrem ver⸗ 
faſſungsrechtlichen Urſprung vom Bundestag, den Vertretern 
des deutſchen Volkes, und dem Bundesrat, den Vertretern der 
Länder. Bei dieſen Geſetzgebungsorganen als den Inhabern der 
Staatsgewalt fehlt nach dem Grundgeſetz eine eidliche oder 
eidesähnliche Verpflichtung gegenüber dem deutſchen Volke. Sie 
iſt dringend notwendig, wie die Geſchichte des Parlamentaris⸗ 
mus in Deutſchland, aber auch in anderen Staaten lehrt. In 
der Zeitſchrift „Deutſche Republik“, die von dem früheren 
Reichskanzler Joſef Wirth herausgegeben wurde, ſchreibt ein 
Reichstagsabgeordneter in der Folge vom 23. 9. 1927 über das 
Wirken mächtiger Intereſſengruppen auf die Abgeordneten: 

„Die Demokratie ſoll dem Volke die beſſeren Führer geben. 
Gut, wie ſtehts aber damit, wenn ſchon jetzt die Intereſſen⸗ 
organiſationen an die Parteien herantreten und ihnen ihre 
Kandidaten zur nächſten Wahl präſentieren. So nebenbei wird 
hinzugefügt, daß es auf einige zehn⸗, zwanzigtauſend Mark nicht 
ankomme. Hallo, wer gibt mehr! Immer heran, meine Herr⸗ 
ſchaften! Das ſind die kleinen Organiſationen. Die größeren 
Verbände, hinter denen Geld und Macht ſteht, ſagen: Vogel 
friß oder ſtirb! Wagt den Kampf, ihr Parteien, gegen dieſe 
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Mächte, ihr werdet den kürzeren ziehen! Aber ihr habt ein 
Mittel, nur ein Mittel in der Hand, euch ſelbſt zu retten: 
Andert das Wahlrecht von heute, zerſchlagt die Liſte! So kommt 
wieder friſche Zugluft in die Dunkelkammer, dort wo die Abge⸗ 
ordneten ernannt werden. Von einem Fall weiß ich: da tagte der 
hohe Rat, man überlegte hin und her, fand aber niemanden. 
Endlich grub man aus dem Aktenſtaub der Amtsſtube einen aus, 
der, weil er niemand etwas zu leide tat, auch niemandem un⸗ 
angenehm war. Man holte den Ahnungsloſen her, hob den aufs 
höchſte Überraſchten auf den Schild; er wurde der „Führer', der 
in den Reichstag einzog. Dann verſchwand er in der Menge. 
Aber er iſt dabei, wenn — abgeſtimmt wird. Nur die Schlauen 
und Geriſſenen, die ſchon oben ſitzen, lieben dieſes Wahlrecht. 
Sie können hinter verſchloſſenen Türen ausmachen, wer auf die 
Liſte ſoll. Jeder weitere Kandidat wird auf Harmloſigkeit ge⸗ 
prüft, ob er nicht läſtig fallen wird, und erſt an letzter Stelle, 
ob er etwas kann. So vorbereitet, tritt man vor die Delegierten⸗ 
verſammlung und läßt dementſprechend ‚wählen‘. 

Zweifellos iſt die Wahl eines Menſchen durch ſeine Mit⸗ 
bürger volksverbindender und gemeinſchaftsfördernder als die 
Wahl einer Liſte. Aber das meine ich hier nicht. Die politiſche 
Korruption kann ſich auch bei einem anderen Wahlrecht als 
„unſchuldige Korruption“, wie Mietzſche dies nennt, einſchleichen. 
Ich will zeigen, wie ſchon vor dreißig Jahren in Deutſchland 
von demokratiſcher Seite die politiſche Korruption erkannt wurde, 
die darin liegt, daß Parteien, Fraktionen und ihre Mitglieder 
Intereſſen von Perſonen⸗ und Mächtegruppen vertreten, ſtatt, 
wie es der Sinn einer Partei oder Regierung ſein ſollte, im 
politiſchen Handeln eine ideologiſch ausgerichtete Haltung ein⸗ 
zunehmen. Dann wäre ſchon ein Ständeparlament wahrhaftiger 
als ein Parteienparlament mit geheimwirkenden Intereſſen⸗ 
gruppen. 

Dieſe Kräfte hinter der politiſchen Bühne wirkten aber nicht 
nur vor dreißig Jahren, ſondern wirken auch heute. Der Staats⸗ 
rechtslehrer und Profeſſor in Heidelberg, Forſthoff, ſchreibt in 
ſeiner einen Vortrag wiedergebenden Schrift „Verfaſſungs⸗ 
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probleme des Sozialſtaats“ im Jahre 1953 über dasſelbe 
Problem: 

„Der moderne Sozialſtaat kennt nicht mehr den Wähler, der 
ſich aus Grundſatz entſcheidet, der wie unſere Vorväter bereit 
wäre, für die Schwurgerichte oder die Preſſefreiheit auf die 
Barrikaden zu gehen. Der moderne Wähler empfindet ſich nicht 
mehr primär als Glied der politiſchen Geſamtheit des Staats⸗ 
volkes. Es gehört zu den Gegebenheiten des Sozialſtaates, daß 
ſich der Wähler primär an ſeinem individuellen Daſein orien⸗ 
tiert, wenn er politiſch votiert ... Vor allem fühlt ſich der 
Wähler nicht mehr in dem Maße als der unabhängige und freie 
Mann, der dem Staate in der Wahl ſelbſtbewußt gegenübertritt, 
wie das unſere Vorväter taten und wie das heute vielleicht noch 
in den Vereinigten Staaten der Fall iſt, die den Sozialſtaat 
in unſerem Sinne noch nicht kennen. Ich ſehe darin eine Erklä⸗ 
rung für die relative Spannungsloſigkeit unſeres politiſchen 
Lebens, das echte und große Gegenſätze, die in den Wahlen zur 
Entſcheidung ſtehen, kaum noch kennt.“ 

„Das Ringen um den Anteil an der Staatswillensbildung 
iſt Ringen um den Anteil an der Verteilung geworden.“ 

Er ſagt dann weiter, daß der moderne Staat nicht nur ein 
Parteienſtaat ſei, ſondern ein Staat der Parteien und Ver⸗ 
bände, obwohl Grundgeſetz und Länderverfaſſungen Verbände 
als Organe der Staatswillensbildung nicht kennen. 

„Wie heute der Vorgang der Staatswillensbildung unkon⸗ 
trollierbar durch die Offentlichkeit abläuft, gibt er demjenigen 
die größeren Chancen, der mit ſtärkeren und beſſer organiſierten 
Kräften in den Prozeß eingreift. Es beſteht die Gefahr, daß 
die Entſcheidungen mehr durch das organiſatoriſche Potential 
der Beteiligten als durch ſachliche Argumente beſtimmt werden, 
alſo zum Siege des organiſatoriſch Stärkeren führen.“ 

Dieſer Staatsrechtslehrer drückt ſich ſehr vornehm aus, wenn 
er von einem Staat der Parteien und Verbände ſpricht. Ein 
Parteienſtaat, der wirtſchaftliche Verbände Einfluß gewinnen 
läßt auf die politiſchen Entſcheidungen, iſt unwahrhaftig und ſchon 
deshalb korrumpiert, abgeſehen von den Vorteilen, welche die 
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Parteien, ihre Mitglieder und Abgeordneten erhalten. Es ift 
nicht etwa eine Mittellöſung zwiſchen dem Parteienſtaat und dem 
Ständeſtaat. Wo bleibt da das Wohl des deutſchen Volkes, das 
Bundespräſtdent, Bundeskanzler und Miniſter zum Inhalt und 
Ziel ihres politiſchen Wirkens machen ſollen? Es iſt nicht ein⸗ 
zuſehen, warum nicht die Abgeordneten in der erſten Sitzung des 
Bundestages eine gleiche Verpflichtung eingehen ſollen wie 
Bundespräſident und Miniſter. Ein Abgeordneter, der ſich von 
Intereſſengruppen beſtimmen oder gar durch Annahme von Vor⸗ 
teilen beſtechen läßt, muß ebenſo beſtraft werden, wie ein Be⸗ 
amter wegen Beſtechlichkeit beſtraft wird. Aber auch die Ver⸗ 
treter der Intereſſengruppen müſſen wegen aktiver Beſtechung 
ſtrafrechtlich zur Verantwortung gezogen werden. 

General Ludendorff fordert demgegenüber in ſeinen Kampf⸗ 
zielen: 

„Die Volksvertretung beſteht nach dem Leiſtungsgrundſatz 
aus den wertvollſten Menſchen, die voll für ihr Tun verant⸗ 
wortlich ſind. 

Die Verwaltung der Stämme wird in Erweiterung Stein⸗ 
ſcher Gedanken von der Gemeinde nach den gleichen Grundſätzen 
zu einer freien Selbſtverwaltung ausgeſtaltet. 

Damit verſchwinden die undeutſchen Zeitkrankheiten von 
Parlamentarismus und Bürokratismus, jener un verantwortlichen 
Machtmittel und Verſorgungsanſtalten der überſtaatlichen 
Mächte und ihrer Hörigen. 

Bei Betätigung politiſcher Rechte nach dem Leiſtungsgrund⸗ 
ſatz gewährt ausgeübte Wehrpflicht und betätigte Mutterſchaft 
Bevorzugung.“ 

In erſter Linie ſind alle diejenigen von der Wählbarkeit aus⸗ 
zuſchließen, die wegen krimineller Delikte mit Gefängnis oder 
Zuchthaus beſtraft worden ſind. Ferner kann nur derjenige 
Volksvertreter ſein, der auch in ſeinem eigenen Lebens⸗ und 
Herrſchaftsbereich es zu Leiſtungen und zu einer entſprechenden 
ſozialen Stellung und Anſehen gebracht hat. 

General Ludendorff fordert in ſeinen Kampfzielen ferner: 

„Gehorſamspflicht oder eidliche Bindungen gegen nichtſtaat⸗ 


13 


liche oder außerſtaatliche Obere oder Angehörigkeit zu einer 
Geheimgeſellſchaft mit eigener Gerichtsbarkeit, zum Beiſpiel der 
Freimaurerei, und ſonſtigen Geheimorden jeder Art ſind unter⸗ 
ſagt. Sie ſind unvereinbar mit den Hoheitspflichten und der 
Verantwortung des Staates, der allein das Recht hat, den 
Staatsbürger zum Gehorſam zu verpflichten und Recht zu 
ſprechen.“ 

Es gibt zwei Vorſchriften unſeres Strafgeſetzbuches, die dank 
der Macht der geheimen politiſchen Vereinigungen nur theore⸗ 
tiſche Bedeutung haben, alſo praktiſch nicht angewendet werden. 
Es find dies die §§ 128 und 129 StGB. $ 128 lautet: 

„Die Teilnahme an einer Verbindung, deren Daſein, Ver⸗ 
faſſung oder Zweck vor der Staatsregierung geheimgehalten 
werden ſoll, oder in welcher gegen unbekannte Obere Gehorſam 
oder gegen bekannte Obere unbedingter Gehorſam verſprochen 
wird, iſt an den Mitgliedern mit Gefängnis bis zu ſechs 
Monaten, an den Stiftern und Vorſtehern der Verbindung 
mit Gefängnis von einem Monat bis zu einem Jahre zu 
beftrafen. 

Gegen Beamte kann auf Verluſt der Fähigkeit zur Beklei⸗ 
dung öffentlicher Amter auf die Dauer von einem bis zu fünf 
Jahren erkannt werden.“ 

§ 129 verbietet unter Strafandrohung die Gründung oder 
Zugehörigkeit zu einer Vereinigung, deren Zweck oder Tätigkeit 
auf die Begehung ſtrafbarer Handlungen gerichtet iſt. 

Dieſe Strafvorſchriften würden bei richtiger Anwendung faſt 
ausreichen. Sie bedürfen aber, ſo wie die politiſchen Machtver⸗ 
hältniſſe zur Zeit liegen, noch der Ergänzung. Insbeſondere, 
daß die Androhung des Verluſtes der Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Amter nicht auf Beamte beſchränkt bleibt, ſondern 
auf die Volksvertreter, das von ihnen gewählte Staatsober⸗ 
haupt und die Mitglieder der Regierung erweitert wird. 

Das klaſſiſche Merkmal eines Rechtsſtaates ſeit Montes⸗ 
quieu iſt die Dreiteilung der Staatsgewalt in geſetzgebende, 
verwaltende und rechtſprechende Gewalt und ihre ſtaatsrechtlich 
möglichſt weitausgedehnte und rechtlich gefeſtigte Trennung von⸗ 
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einander. Sie beruht auf dem durch geſchichtliche Erfahrung 
gewordenen Mißtrauen, daß, wer die Macht erlangt hat, ſie 
weiter auszudehnen und zu feſtigen bemüht iſt und die Neigung 
hat, fie unter Überſchreiten der durch das Recht gezogenen Gren⸗ 
zen zu betätigen. Dieſes Mißtrauen iſt auch nach der politiſchen 
Erfahrung der Gegenwart gerechtfertigt. Während die Ver⸗ 
waltung ihrer Natur nach enger verbunden iſt mit der Geſetz⸗ 
gebung im demokratiſchen Staate, insbeſondere deshalb, weil 
die leitenden und maßgebenden Verwaltungsſtellen von dem 
Geſetzgeber, d. h. von den Parteien, beſetzt werden, hat ſich die 
rechtſprechende Gewalt in der Unabſetzbarkeit und Unverſetzbar⸗ 
keit der Richter längere Zeit hindurch eine gewiſſe Unabhängig⸗ 
keit von der geſetzgebenden und verwaltenden Gewalt bewahrt. 
Trotzdem fand in der Gerichtsbarkeit durch Geſchäftsverteilungs⸗ 
maßnahmen und durch Beförderungen eine Beſetzung der Ge⸗ 
richte ſtatt, die eine von dem Herrſchenden gewünſchte Recht⸗ 
ſprechung einigermaßen ſicherte. Der von der Umwelt erzeugte 
atmoſphäriſche Druck tut das Übrige, fo daß der Senatspräſi⸗ 
dent beim Kammergericht, Baumbach, in ſeinem berühmt ge⸗ 
wordenen Aufſatz in der Deutſchen Juriſten⸗Zeitung v. 1.1.1928, 
Sp. 39, „Der Bankrott der Strafjuſtiz“ nicht ohne Grund ſagen 
konnte: „Die Strafjuſtiz iſt zur Dirne der Politiker geworden.“ 

Man denke ferner an die letzten drei Jahre vor der Macht⸗ 
ergreifung durch den Nationalſozialismus, als unter Ausſchal⸗ 
tung des Reichstages auf Grund des für ganz andere Zeiten 
und Zwecke gedachten Artikels 48 der Weimarer Reichsver⸗ 
faſſung mit Notverordnungen regiert wurde, ein Verfahren, 
das bahnbrechend und wegbereitend war für die ſpätere Politik 
des Nationalſozialismus und mehr zur Gewaltherrſchaft Hitlers 
beigetragen hat als das Wirken vieler Deutſchen, die durch 
die Entnazifizierung gehen mußten, und zwar deshalb, weil 
dieſe Notverordnungspolitik Beiſpiel war für das Ermächti⸗ 
gungsgeſetz vom März 1933, für das alle Parteien mit Aus⸗ 
nahme der SPD ſtimmten und durch welches Hitler alle Macht 
im Staate in die Hand gegeben und die Dreiteilung der Staats⸗ 
gewalt praktiſch unmöglich gemacht wurde. Auch die SPD ift 
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für das Zuſtandekommen dieſes Geſetzes verantwortlich, indem 
ſie dagegen ſtimmte und dem Ermächtigungsgeſetz den Schein 
rechtlichen Zuſtandekommens gab, ſtatt unter Proteſt den Reichs⸗ 
tag zu verlaſſen, nachdem Hitler unter dem Vorwand des Reichs⸗ 
tagsbrandes und unter Rechtsbruch die kommuniſtiſchen Reichs⸗ 
tagsabgeordneten hatte verhaften laſſen, um ſich ſo mit Gewiß⸗ 
heit die verfaſſungsändernde Zweidrittel⸗Mehrheit zu ſichern. 
Hier liegt eine größere politiſche Schuld der mit einem demokra⸗ 
tiſchen Wahlrecht gewählten Volksvertreter als bei vielen Mit⸗ 
gliedern der NSDAP. General Ludendorff hatte in „Luden⸗ 
dorffs Volkswarte“ vom 3. 7. 1932 in dem Leitartikel „Mitten 
in der Revolution 1932/33“ vor dieſer Politik vorausſchauend 
gewarnt mit den Worten: 

„Der gewaltſame Umſturz wird kommen, wie 1918, nur 
kommen dann keine Volksbeauftragten, denen es ſchließlich noch 
gelang, das Blutbad auszuſchließen, ſondern es kommt der 
„Volksbeauftragte Herr Hitler, der ſich natürlich ebenſo wie 
jene Volksbeauftragten von 1918 auf den Willen des Volkes 
berufen, aber nicht imſtande ſein wird, die von ihm und dem 
Chef feines Stabes in die SA und SS gelegte Blutrünſtig⸗ 
keit zu bannen. Nach zehn bis zwölf Jahren wird das deutſche 
Volk erkennen, daß die Revolution von 1932/33 ein Volks⸗ 
betrug war wie die Revolution von 1918/19, nur noch ein viel 
größerer.“ 

Aber keiner der Volksvertreter hat auf ihn gehört. 

Dieſe ins Politiſche gehenden Ausführungen über den Rechts⸗ 
ſtaat Ludendorffs ſind notwendig, um zu zeigen, daß das Geſetz, 
wie Plutarch und Montesquieu meinen, allein nicht genügt zur 
Beherrſchung des Herrſchenden. Das Geſetz wurde vor und nach 
der Machtergreifung des Nationalſozialismus fortlaufend durch 
die Herrſchenden gebrochen. Ihnen fehlte das, was Ludendorff 
in ſeinen Kampfzielen ſo ausdrückt: 

„Wehrhaftigkeit und Freiheit erfordern ein ſtarkes, charakter⸗ 
volles Geſchlecht, durchdrungen von ſeiner göttlichen Aufgabe, 
ſtolz auf ſein Blut und ſeiner Ahnen Werk, bewußt ſeiner Kraft, 
ſeiner Pflichten und Rechte.“ 
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Das Mißtrauen, das die Dreiteilung der Staatsgewalt recht⸗ 
fertigen ſollte, war der Urſprung des liberalen und bürgerlichen 
Rechtsſtaats. Es äußert ſich in der Verwaltung und in der 
Rechtſprechung und führt den liberalen, bürgerlichen, demokra⸗ 
tiſchen und ſozialen Rechtsſtaat in den Untergang. Die Ver⸗ 
waltungsgerichtsbarkeit iſt berechtigt. Sie hat die Aufgabe, 
Verwaltungsakte auf ihre Übereinſtimmung mit dem Recht und 
daraufhin nachzuprüfen, ob die Verwaltungsbehörde ſich nicht 
eines Ermeſſensmißbrauchs ſchuldig gemacht hat. Während aber 
früher die Verwaltungsakte, die im Verwaltungsſtreitver fahren 
angefochten werden konnten, in einer geſchloſſenen Zahl auf⸗ 
geführt waren, kann heute grundſätzlich jeder Verwaltungsakt 
angefochten werden. So hat das Bundesverwaltungsgericht vor 
kurzem durch Urteil entſchieden, daß ein Schüler, vertreten durch 
ſeinen geſetzlichen Vertreter, zum Beiſpiel Vater oder Vor⸗ 
mund, den Verwaltungsakt anfechten und im Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren nachprüfen laſſen kann, durch den ihm die Ver⸗ 
ſetzung in die nächſthöhere Klaſſe verſagt worden iſt. Das geht 
meines Erachtens zu weit, findet aber ſeinen Rechtfertigungs⸗ 
grund allein in dem Mißtrauen, das gegen alle die herrſcht, die 
Hoheitsrechte ausüben. Ein Berliner Landgerichtsdirektor hat 
vor etwa zwei Jahren in einem Vortrag über Recht und Juſtiz 
im Berliner Richterverein und ſpäter in einer Diskuſſion im 
Berliner Anwaltsverein den Satz geprägt: „Das Weſen der 
Demokratie iſt das Mißtrauen.“ Wo Mißtrauen herrſcht, kann 
ſich keine Gemeinſchaft bilden, insbeſondere keine Volksgemein⸗ 
ſchaft. In einem allgemeinen Mißtrauen kann ein Rechtsſtaat 
nicht gedeihen. Das Mißtrauen macht einen ſehr großen Be⸗ 
hörden⸗ und Beamtenapparat notwendig, der in einem geſunden 
Staatsweſen, wo Vertrauen herrſcht, durch einen kleineren und 
billigeren Beamtenapparat erſetzt werden kann. Mißtrauen zer⸗ 
ſtört; Vertrauen bewahrt und baut auf, Vertrauen ſetzt Gemein⸗ 
ſchaft voraus, im Staate die Volksgemeinſchaft, und dieſe kann 
nur werden und gedeihen bei Gleichheit des Raſſeerbgutes und 
Gleichheit des Glaubens oder der Weltanſchauung und der 
ſittlichen Ideale eines Volkes auf der Grundlage deſſen, was 
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Ludendorff in feinen Kampfzielen und immer wieder in feinem 
Kampfe die geſchloſſene Einheit von Raſſeerbgut, Glauben, 
Kultur, Recht und Wirtſchaft nannte. Dieſe geſchloſſene ſeeliſche 
Einheit des Volkes iſt Vorausſetzung eines Rechtsſtaates. Nur 
ein aus und in dieſer Einheit geſchaffenes Geſetz beherrſcht den 
Herrſchenden, nicht aber ein Geſetz ſchlechthin, und nicht einen 
Herrſchenden, der weltanſchaulich, ſittlich und ſeeliſch aus einer 
anderen Welt kommt als aus der des Geſetzes, das das Wohl 
des Volkes zur Aufgabe und zum Ziel hat. 

Der Kampf um die Macht im Staate hat zu einem Kampf 
um die drei Gewalten geführt. Es herrſcht das Streben vor, 
die Gewaltentrennung zu überwinden und alle Staatsgewalt 
in der Hand einer Machtgruppe zu vereinigen. Dieſem Ziele 
dienen die Umbeſetzungen der Stellen in der Verwaltung nach 
Veränderung der Machtverteilung unter den Parteien; dieſem 
Ziele dienen die Anſtellungen und Beförderungen und die Ge⸗ 
ſchäftsverteilungspläne in Verwaltung und Gerichtsbarkeit; 
dieſem Ziele dienen vor allem die erſt nach 1945 geſchaffenen 
Richterwahlausſchüſſe, in welchen die Parteien nach politiſchen 
Geſichtspunkten herrſchen und Richter und Rechtsanwälte in 
der Minderzahl die Beurteilung beruflicher und charakterlicher 
Befähigung eines Richters nicht oder nicht ausreichend zur Gel⸗ 
tung bringen können. Wir ſtreben einem totalitären demokra⸗ 
tiſchen Staat entgegen, d. h. einem Staat, in welchem die 
Parteien unumſchränkt herrſchen, wobei es gleichgültig iſt, ob 
eine Partei die Staatsgewalt in Händen hat oder mehrere 
Parteien auf Grund eines politiſchen Kompromiſſes. Dabei 
muß man wiſſen, daß parteipolitiſch organiſiert nur 3% aller 
deutſchen Wähler find. 97% der Wähler äußern nur alle vier 
Jahre einmal ihre Meinung. So ſehr ich perſönlich die Drei⸗ 
teilung der Gewalten für richtig halte als Gewähr dafür, daß 
nicht die Unvollkommenheit der Menſchen dem deutſchen Volke 
Schaden zufügt, wie wir es erlebt haben und fortlaufend er⸗ 
leben, ſo wenig reichen organiſatoriſche Maßnahmen aus, das 
deutſche Volk vor den politiſchen Handlungen unvollkommener 
Menſchen zu ſchützen. Die ſtärkſte Gewähr gegen das Abgleiten 
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in einen totalitären demokratiſchen Staat bildet ausſchließlich 
eine Weltanſchauung und eine von ihr beherrſchte ſittliche Hal⸗ 
tung, die dem Herrſchenden Beweggrund iſt für die Achtung des 
Geſetzes, d. h. des Rechts des deutſchen Volkes als Lebensform, 
und die dem Herrſchenden zur Überzeugung werden läßt, daß das 
Wohl des deutſchen Volkes den Sinn ſeines Lebens und Wir⸗ 
kens als Staatsmann darſtellt. 

Zum Verſtändnis iſt einiges zu ſagen über die höchſten Werte, 
die ein Staatsmann in ſeinem Leben zu geſtalten ſucht. In 
Deutſchland ſind drei Richtungen vorhanden, die um die Macht 
im Staate ringen und deren keine das Wohl des deutſchen 
Volkes als höchſten Wert anſieht. 

Da iſt zunächſt das Streben nach Schaffung einer Welt⸗ 
republik, eines Meſſianiſchen Reiches unter Vermiſchung der 
Raſſen und Völker mit Ausnahme eines einzigen Volkes, das 
Coudenhove⸗Kalergi als den neuen Adel einer aus einer euraſiſch⸗ 
negroiden Miſchraſſe beſtehenden Weltrepublik bezeichnet. Dieſe 
Richtung iſt dargeſtellt und geleitet von der jüdiſch⸗freimaurer⸗ 
iſchen Ideologie und Politik. 

Die zweite Richtung iſt die des Jeſuitismus und der römiſch⸗ 
katholiſchen Kirche mit dem Ziel der Errichtung eines Gottes⸗ 
ſtaates auf Erden, in welchem ein Hirte über eine Herde herrſcht, 
die herauserlöſt iſt aus Volk, Stamm und Sprache. 

Die dritte Richtung iſt der weltanſchauliche und politiſche 
Materialismus, wiſſenſchaftlich Dialektiſcher Materialismus 
und politiſch Marxismus genannt, der als höchſten Wert nicht 
das Volk anſieht, ſondern die Klaſſe, und zwar die Klaſſe der 
Werktätigen, die berufen ſei, die Herrſchaft der früher feudalen 
und prieſterlichen und heute die Herrſchaft der bürgerlichen 
Klaſſe, insbeſondere der Kapitaliſten und ihrer Helfer abzu⸗ 
löſen. Sie führt den Klaſſenkampf um die Herrſchaft im Staate 
und iſt bereit, in dieſem Kampf auch einen Bürgerkrieg der 
Klaſſen gegeneinander zu führen, um die bisher herrſchende 
Klaſſe zu vernichten und dann einen klaſſenloſen Staat der 
Werktätigen zu errichten. 

Neben dieſen drei Richtungen gibt es noch eine Gruppe von 
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Menſchen, die keine Richtung darftellen. Zu ihr gehören die 
Richtungsloſen, die Materialiſten und Egoiſten, die weltanſchau⸗ 
lich und ſittlich nichts ſind als Opportuniſten, die überall ihren 
perſönlichen Vorteil ſuchen und in allen Richtungen zu finden 
find. Es find die Leute, von denen Bogislav von Selchow ſagt: 


„Die über Nacht ſich umgeſtellt, 

die ſich zu jedem Staat bekennen, 
das ſind die Praktiker der Welt; 
man könnte ſie auch Lumpen nennen.“ 


Es ſind ſolche Mitläufer, die den Erreger der ſittlichen und 
politiſchen Verweſung eines Volkes überall da hintragen, wohin 
die anderen, die überzeugungstreu Handelnden, nicht kommen. 

Dabei iſt zu berückſichtigen, daß jede dieſer drei Richtungen 
und die vierte Gruppe unter dem Worte Wohl des deutſchen 
Volkes etwas anderes verſtehen als die andere, wobei ſowohl der 
Begriff „Wohl“ als auch der Begriff „Volk“ in Frage geſtellt 
iſt und von allen verſchieden beſtimmt wird. 

Demgegenüber ſteht die Weltanſchauung und Ethik des Feld⸗ 
herrn Ludendorff, die „Gotterkenntnis Ludendorff“ heißt und die 
auf den ſeelengeſetzlichen Erkenntniſſen Frau Dr. Mathilde 
Ludendorffs ruht und mit den Denk⸗ und Naturgeſetzen ſowohl 
als auch mit den erkannten Seelengeſetzen im Einklang ſteht. 
Sie ſieht als den höchſten naturgegebenen Wert, als den höchſten 
irdiſchen oder diesſeitigen Wert das Volk an, dem der Menſch 
entſtammt, das Volk als eine Raſſeperſönlichkeit, d. h. eine 
Einheit, die nach den gleichen raſſenſeeliſchen Geſetzen lebt und 
geſtaltet im Guten wie im Schlechten. Die Gotterkenntnis 
Ludendorff iſt deshalb die einzige Weltanſchauung und Ethik, 
die den Herrſchenden davon überzeugt, daß das Volk der höchſte 
Wert iſt, und ihn dadurch beſtimmt, ſich für das Wohl ſeines 
Volkes einzuſetzen. Die Edelſten und Wertvollſten des Volkes 
ſind berufen, das Volk zu führen und Herrſchende zu ſein. Die 
ſeeliſche Geſchloſſenheit von Raſſeerbgut, Gotterkenntnis und 
Recht in den Perſonen, die Träger der Staats⸗ und Rechts⸗ 
hoheit in Geſetzgebung, Verwaltung und Rechtſprechung ſind, 
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bietet die ſtärkſte, wenn auch wegen der menſchlichen Unvoll⸗ 
kommenheit nicht die unbedingte Gewähr dafür, daß dieſe Per⸗ 
ſonen auch das Geſetz befolgen, das ſie ſelbſt in ihrer Seele 
tragen. Damit iſt die erſte Vorausſetzung gegeben für einen 
völkiſchen Rechtsſtaat, den Rechtsſtaat Ludendorffs. 

Ein weiteres Anliegen nach der Beteiligung des Volkes an 
der Staatsgewalt und nach der Gewaltenteilung ſind in dem 
von Montesquieu geiſtig vorbereiteten, in der Geſchichte gewor⸗ 
denen Rechtsſtaat: die Grundrechte und Grundfreiheiten des 
Staatsbürgers, die heute wohl in alle Verfaſſungen der euro⸗ 
päiſchen und amerikaniſchen Staaten übergegangen ſind. Sie 
grenzen die Macht des Staates und die Rechte und Freiheiten 
des Staatsbürgers gegeneinander ab. Sie gewähren verfaſſungs⸗ 
mäßig dem Staatsbürger einen Lebensbereich, in dem er herrſcht, 
den Herrſchaftsbereich des Staatsbürgers, der für den Staat 
grundſätzlich unantaſtbar iſt. Schon von der Weimarer Reichs⸗ 
verfaſſung hat Ludendorff geſagt, daß ſie gar nicht ſo ſchlecht ſei, 
daß ſte nur ſchlecht gehandhabt werde. Dasſelbe kann man auch 
vom Grundgeſetz und von den im Grundgeſetz formulierten 
Grundrechten und Grundfreiheiten ſagen. Immer wieder wird 
im Kampf um die Macht verſucht, die verfaſſungsmäßig ver⸗ 
brieften Rechte zu verkürzen, weil Menſchen und Menſchen⸗ 
gruppen am Werke ſind, ihre eigene Weltanſchauung durch⸗ 
zuſetzen, nach der nicht das deutſche Volk der höchſte Wert iſt. 

„Mann und Frau ſtehen“ .. . „gleichwertig, aber weſensver⸗ 
ſchieden nebeneinander. Die Frau ſoll die hohe Stellung im 
Volke und in der Familie zurückerhalten, die ſie einſt bei unſeren 
Ahnen vor Eindringen fremder Weltanſchauung und Sitten 
hatte. 

Die Familie iſt die Kraftquelle deutſchen Lebens. 

Die heranwachſende Jugend erhält ihre Richtſchnur durch das 
Beiſpiel der Eltern; Jugendbewegung kann hier ergänzen, aber 
nie Erſatz bieten.“ 

Dieſe von Ludendorff aufgeſtellten Kampfziele ſind zwar im 
Grundgeſetz, wenn auch mit anderen Worten, zum Teil zum 
Ausdruck gekommen, werden aber nicht, wie es nach Wortlaut 
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und Sinn der Grundrechte der Fall fein müßte, im vollen 
Umfange durchgeführt. 

Obwohl die Erziehung und Pflege der Kinder und auch die 
Beſtimmung der religiöſen Erziehung als das natürliche Recht 
der Eltern in dem Grundgeſetz anerkannt iſt, ſind immer wieder 
Beſtrebungen im Gange, den religiöſen Unterricht zu einem 
Zwangsunterricht zu machen, indem man teils rechtliche Vor⸗ 
ſchriften umgehen will, indem man aber andererſeits auch einen 
ſehr ſtarken Druck auf Eltern und Kinder ausübt. 

Ludendorff ſagt: 

„Die Heimaterde iſt dem Volke das unerſetzliche Vaterland. 
Es iſt mit ihr verwachſen. Durch Pflege der Heimatliebe, durch 
Schaffung von Siedlungen und von Heimſtätten zur Rettung 
der einkaſernierten Großſtädter wird das Verwachſen noch 
inniger. Heilige deutſche Erde darf nie Handelsware ſein. Wir 
waren Jahrtauſende hindurch ein glückliches Bauernvolk und 
müſſen auch heute unter veränderten Verhältniſſen Rückhalt im 
Landvolk haben, ohne deshalb eine andere Volksſchicht minder 
zu bewerten. 

Dem wieder mit der Scholle verwachſenen Volke muß die 
Einheit von Blut, Glauben, Kultur und Wirtſchaft, wie ſie 
einſt die Ahnen beſaßen, wieder errungen werden. Dies ent⸗ 
ſcheidet über Leben und Verkommen des Volkes.“ 

Beſitz und Eigentum ſind ſelbſtverſtändliche Vorausſetzung 
eines völkiſchen Rechtsſtaates. 

In „Ludendorffs Volkswarte“ von 1931 ſchreibt der Feld⸗ 
herr: 

„Eigentum, das die Selbſtändigkeit des Menſchen erhöht und 
geſtattet, die Volkserhaltung weitgehend zu fördern, liegt im 
tiefſten Sinne Deutſcher Gotterkenntnis. Nach ihr iſt Enteig⸗ 
nung genau ſo unſittlich, wie der Mißbrauch des Beſitzes zur 
Vergewaltigung der Menſchen, z. B. durch Ausleihen von Geld 
gegen endlos zu erhebenden „Zins', eine Ungeheuerlichkeit iſt, 
oder durch Forderung von Fronarbeiten von Notleidenden, die 
ſich, um ihr Leben zu friſten, zu Sklaven erniedrigen müſſen, 
d. h. zu willenloſen Arbeitstieren in der Hand von Kapitaliſten.“ 
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Inflation und Deflation, Währungsreform und Reſtitution 
und manches andere in Geſetzgebung und Verwaltung ſind Maß⸗ 
nahmen der Enteignung, die dem Weſen eines Rechtsſtaates 
widerſprechen. 

Die Ziele Ludendorffs und die im Grundgeſetz niedergelegten 
Grundrechte ſtimmen zum Teil, wenn auch nicht dem Wortlaut, 
ſo doch dem Sinne nach, überein. Sie kommen aber nicht voll 
zur Geltung, weil um ihre Auslegung und Anwendung geiſtig, 
aber auch mit Waffen, welche die geſellſchaftliche und wirtſchaft⸗ 
liche Macht in die Hand gibt, gekämpft wird. Man denke nur 
an die Schwierigkeiten, die Eltern bereitet werden, die ihre 
Kinder nicht am Religionsunterrichte teilnehmen laſſen wollen. 
Teilweiſe reichen die Grundrechte des Grundgeſetzes aber nicht 
aus, einen deutſchen Rechtsſtaat zu gewährleiſten. So zum Bei⸗ 
ſpiel iſt die deutſche Heimaterde durch das Grundgeſetz nicht 
geſchützt. Sie kann von Eigentümern beliebig verkauft und 
belaſtet werden, ſogar an Ausländer. 

Bevor ich auf die Grundfreiheiten eingehe, muß ich in dieſem 
Zuſammenhang eine Seite des modernen Staats erörtern, die 
im Widerſpruch ſteht zum Weſen eines Rechtsſtaates und die im 
Geiſte Ludendorffs anders zu regeln iſt, als es heute geſchieht. 

Artikel 20 Abſatz 1 GG ſagt: 

„Die Bundesrepublik Deutſchland iſt ein demokratiſcher und 
ſozialer Bundesſtaat.“ 

Artikel 28 GG ſagt unter anderem: 

„Die verfaffungsmäßige Ordnung in den Ländern muß den 
Grundſätzen des republikaniſchen und ſozialen Rechtsſtaates im 
Sinne des Grundgeſetzes entſprechen.“ 

Was iſt nun ein ſozialer Rechtsſtaat? 

Die Aufgaben des Staates werden auf dreierlei Weiſe er⸗ 
füllt: durch Gebot, Verbot und Erlaubnis. Die ſtaatliche Macht 
und die Freiheit des Staatsbürgers werden hierdurch vonein⸗ 
ander abgegrenzt. Der ſoziale Staat hat außerdem die Aufgabe, 
Leiſtungen zu gewähren oder zu verſagen. Er übt eine Teilung, 
Verteilung und Zuteilung des Sozialprodukts der im Staat 
arbeitenden Volkswirtſchaft aus. Man denke an das ſtaatliche 
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Verſicherungs⸗ und Verſorgungsweſen, die Kranken⸗ und 
Altersverſorgung, die Sozialunterſtützung, den ſozialen Woh⸗ 
nungsbau und vieles andere. Aber nicht nur die Betreuung des 
im Wirtſchaftskampf Schwächeren iſt die Aufgabe des ſozialen 
Staates, ſondern auch die Gewährung oder Verſagung von 
Leiſtungen und anderen Vorteilen an die Unternehmer der freien 
Wirtſchaft durch Zoll⸗ und Steuerpolitik, Deviſenbewirtſchaf⸗ 
tung, Regelung der Ein⸗ und Ausfuhr und mannigfache Ver⸗ 
günſtigungen durch Geſetzgebung und Verwaltung. Der Kampf 
um die Macht im Staate hat damit zu einem weſentlichen Teil 
den Charakter eines Kampfes um Teilhabe an dem Sozial⸗ 
produkt angenommen. Die Verbände der Unternehmer und die 
Gewerkſchaften wirken auf die Parteien ein, ſich in dem einen 
oder anderen Sinne bei der Geſetzgebung, aber auch bei der 
Verwaltung einzuſetzen. Der politiſche Kampf, der weſentlich 
ideologiſch ausgerichtet ſein ſollte und den eigenen Nutzen oder 
den Nutzen einer Perſonengruppe nur im Rahmen gerechter 
Verteilung geltend machen ſollte, wird zu einem hemmungs⸗ 
loſen Kampf der Intereſſen und der Intereſſen⸗Verbände. Da⸗ 
mit iſt der ſoziale Staat als Rechtsſtaat gefährdet, wenn nicht 
ſchon beſeitigt. In der Staatswiſſenſchaft wird der Standpunkt 
vertreten, der ſoziale Staat und der Rechtsſtaat ſchließen ein⸗ 
ander aus und der ſoziale Rechtsſtaat ſei ein Widerſpruch im 
Beiwort.“) 

Es kommt hinzu die Macht des Vankkapitals, beſonders des 
ausländiſchen Bankkapitals, das der deutſchen Bundesrepublik 
über den Dollar die Goldwährung aufgezwungen hat, obwohl 
oder gerade weil in der Bundesrepublik gar keine ausreichende 
Menge Gold für eine Goldwährung vorhanden iſt, ſo daß die 
deutſche Wirtſchaft abhängig geworden iſt vom Ausland. Es gibt 
in der heute herrſchenden Wirtſchaft eine Fülle von Möglich⸗ 
keiten, einen Staat als Rechtsſtaat zu zerſtören, ohne daß das 


) Vgl. Begriff und Weſen des ſozialen Rechtsſtaates von Forſt⸗ 
hoff, Benhof u. a., 1954, Verlag Walter de Gruyter & Co., S. 15, 
19, 33 u. a. 
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deutſche Volk es merkt, weil die Zerſtörung unter Mißbrauch 
des Rechts, aber in den äußeren Formen des Rechts vor ſich 
geht. 

Der ſoziale Staat hat ſich durch das Gewähren und Verſagen 
von Leiſtungen in den Intereſſenkampf ſowohl als Subjekt als 
auch als Objekt eingeſchaltet und ſich damit in Widerſpruch geſetzt 
zu ſeiner Aufgabe, den Intereſſenkampf der am Wirtſchaftsleben 
beteiligten Perſonen zu überwachen, auszugleichen und in die 
vom Recht vorgeſehenen Bahnen zu lenken. Ich erwähne den 
Streik und die Ausſperrung als Maßnahmen im Wirtſchafts⸗ 
kampf. Sie ſind mit einem Rechtsſtaat, der das Wohl des 
deutſchen Volkes als Aufgabe hat, nicht vereinbar, weil ſie nur 
die Intereſſen einzelner Gruppen zum Ziele haben. Geradezu 
ungeheuerlich aber iſt es, daß die Angeſtellten des Offentlichen 
Dienſtes ſtreiken oder mit Streik drohen dürfen. 

Wer ſein Leben lang gearbeitet und Steuern gezahlt hat, hat 
Anſpruch auf Verſorgung und Fürſorge. Eine Lenkung der 
Wirtſchaft und eine ſoziale Fürſorge ſind in einem Rechtsſtaat 
notwendig. Wichtig aber iſt es, eine Rechts⸗ und Wirtſchafts⸗ 
ordnung zu ſchaffen, in welcher die Teilhabe am Sozialprodukt 
der im Staat arbeitenden Wirtſchaft nur zu einem geringen 
Teil über den Staat geleitet wird, im übrigen aber jeder im 
Wirtſchaftsleben Stehende, ſei es als Unternehmer, ſei es als 
Arbeitnehmer, den wirklichen Gegenwert für ſeine eigene Leiſtung 
erhält. In den „Kampfzielen“ ſagt General Ludendorff hier⸗ 
über: 

„Das Volk iſt eine lebendige Einheit deutſcher Menſchen, 
die in Selbſterhaltung und darüber hinaus einander durch Arbeit 
mit Kopf und Hand dienen und ihre göttliche Aufgabe erfüllen. 
Wer hier nicht verſagt, hat — an welcher Stelle er auch ſtehe 
— das Recht auf Achtung, Verſorgung und Fürſorge.“ 

„Die Wirtſchaft ſoll ſich in die ſittlichen Ideale des Volkes 
einreihen. Innerhalb der durch dieſe geſteckten Grenzpfähle ent⸗ 
faltet ſie ſich frei. 

Sie hat das Volk mit allen Bedürfniſſen billig und auch 
reichlich zu verſorgen und möglichſt unabhängig von fremder 
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Einfuhr zu machen. Zuverläſſigkeit iſt ihre Grundlage. Ver⸗ 
teuerung zu Gunſten einzelner Gruppen wird durch ſtraffe 
Staatsgewalt ausgeſchloſſen. 

Der Beſitz des einzelnen unterſteht den ſittlichen Forderun⸗ 
gen der Volksgemeinſchaft. Abſchaffung von Eigentum iſt un⸗ 
ſinnig und untergräbt Rechtsbewußtſein und Leiſtungsfreudigkeit. 

Arbeitsvergütung muß im Einklang ſtehen mit der Leiſtung. 
Die Verwebung der Perſon mit Arbeit, Werk und Erfolgen 
wird Arbeitsfreudigkeit des einzelnen und Arbeitsfrieden ſichern. 
Der Eigennutz der Arbeitgeber und die Antwort darauf, der 
Klaſſenkampf der Arbeitnehmer, ſind Krankheitserſcheinungen 
entarteter Wirtſchaftsformen in einem entwurzelten Volke und 
nicht etwa Wirkungen ziviliſatoriſcher Fortſchritte. 

Das Geldweſen wird von allen fremdblütigen Verſeuchungen 
gereinigt und nach deutſchem Rechtsgefühl geordnet. Dabei 
liegt der Wertmeſſer des Geldes im Inlande, unantaſtbar für 
das Ausland. 

Befreiung vom weltkapitaliſtiſchen Zinsjoch und ſittliche Geld⸗ 
ſchöpfung werden Wohlſtand für alle Deutſchen bringen und 
dem unſeligen Elend darbender Deutſchen in allen Schichten des 
Volkes ein Ende machen und alle Deutſchen wieder in ſeinen 
Schaffenskreis eingliedern.“ 

Weit wichtiger als die mit der Wirtſchaftsordnung zuſammen⸗ 
hängenden Grundrechte ſind die Perſönlichkeitsrechte und die 
Grundfreiheiten. Sie ſind Vorausſetzung eines Rechtsſtaates 
und hängen eng mit dem Gotterleben der Menſchen und den 
Seelengeſetzen zuſammen und führen zu der zweiten Aufgabe 
eines völkiſchen Rechtsſtaates, das Gotterleben im Volke zu 
ſchützen und zu erhalten, es insbeſondere nicht zu hindern oder 
hindern zu laſſen. Neben der Aufgabe, dem Wohle des Volkes 
zu dienen, hat alſo ein nach den ſeelengeſetzlichen Erkenntniſſen 
Dr. Mathilde Ludendorffs und den weltanſchaulichen und poli⸗ 
tiſchen Kampfzielen des Feldherrn geſtalteter Rechtsſtaat die 
Aufgabe, das Gotterleben eines Volkes und ſeine Erſcheinung, 
die Kultur und die Kulturgüter, zu ſchützen gegen Störung, 
Bedrohung und Vernichtung. Damit erhält der Rechtsſtaat 
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eine ins Jenſeits, ins Metaphyſiſche weiſende Aufgabe, ohne den 
Boden der Erſcheinungswelt, ohne die Vernunft und die Natur⸗ 
geſetzlichkeit zu verlaſſen. Kultur ſchaffen, aus dem Gotterleben 
geſtalten kann nur der Menſch, nicht der Staat. Der Staat 
kann aber die geſchaffenen Kulturgüter bewahren und das 
Kulturſchaffen fördern und ſchützen. Dieſe Aufgabe eines Rechts⸗ 
ſtaates findet ihren Ausdruck in den Grundrechten des Menſchen 
und des Staatsbürgers. Ihre Gewährleiſtung und Sicherung 
iſt ein unabdingbarer Beſtandteil eines Rechtsſtaates und einer 
Rechtsſtaatsverfaſſung. 

Dieſe zweite Aufgabe fordert die Beantwortung der Frage: 
Wie iſt in einem völkiſchen Rechtsſtaat das Gotterleben des 
deutſchen Volkes und ſeiner Glieder zu ſchützen? 

Wir können bei der Beantwortung dieſer Frage anknüpfen an 
Artikel 4 GG: 

„(Glaubens⸗ und Bekenntnisfreiheit) 

Die Freiheit des Glaubens, des Gewiſſens und die Freiheit 
des religiöſen und weltanſchaulichen Bekenntniſſes ſind unver⸗ 
letzlich. 

Die ungeſtörte Religionsübung wird gewährleiſtet.“ 
und an Artikel 5: 

„(Recht der freien Meinungsäußerung) 

Jeder hat das Recht, ſeine Meinung in Wort, Schrift und 
Bild frei zu äußern und zu verbreiten und ſich aus allgemein 
zugänglichen Quellen ungehindert zu unterrrichten. Die Preſſe⸗ 
freiheit und die Freiheit der Berichterſtattung durch Rundfunk 
und Film werden gewährleiſtet. Eine Zenſur findet nicht ſtatt. 

Dieſe Rechte finden ihre Schranken in den Vorſchriften der 
allgemeinen Geſetze, den geſetzlichen Beſtimmungen zum Schutze 
der Jugend und in dem Recht der perſönlichen Ehre. 

Kunſt und Wiſſenſchaft, Forſchung und Lehre ſind frei. Die 
Freiheit der Lehre entbindet nicht von der Treue zur Verfaſſung.“ 

Dieſe Grundrechte bedeuten nur, daß der Staat nichts unter⸗ 
nimmt, um eine Religion, Weltanſchauung oder politiſche Über- 
zeugung zu unterdrücken, und daß rechtliche Nachteile einer 
Außerung der Überzeugung niemand erwachſen ſollen. Die 
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Artikel des Grundgeſetzes beſagen aber nicht, daß die Über- 
zeugung des Menſchen und ihre Äußerung tatſächlich geſchützt 
iſt gegen Einflüſſe von anderer, nichtamtlicher Seite. Im demo⸗ 
kratiſchen Staat geſchieht einem Staatsbürger kein Nachteil, 
wenn er eine dem Staat unbequeme Überzeugung hat, ſie aber 
nicht äußert. Im totalitären Staat — das haben wir alle erlebt 
und ſehen es auch zur Zeit in einem Teil Deutſchlands — wird 
ſchon derjenige als ſtaatsfeindlich angeſehen und bei dem gering⸗ 
ſten Anlaß entſprechend behandelt, der nicht eine von dem Staat 
gewünſchte Überzeugung äußert und betätigt. Einige Tendenzen 
dieſer Art ſind auch im demokratiſchen Staat vorhanden. Dem 
Abgleiten in einen Totalitarismus muß vorgebeugt werden durch 
eine Strafbeſtimmung, die den die Nötigung beſtrafenden $ 240 
StGB ergänzt, etwa dieſer Art: 


„Wer einem deutſchen Staatsbürger Geſchenke oder andere Vor— 
teile anbietet, verſpricht oder gewährt oder ihm Nachteile androht, um 
ihn zu einer Außerung, Duldung, Handlung oder Unterlaſſung zu 
beſtimmen, die ſeiner religiöſen, weltanſchaulichen oder politiſchen 
Überzeugung widerſpricht, wird beſtraft.“ 

Eine hierher gehörige Strafbeſtimmung iſt $ 109 StGB, 
der den Stimmenkauf und »verkauf bei Wahlen beſtraft. 

Überzeugungstreues Handeln iſt die Vorausſetzung des Gott⸗ 
erlebens eines Menſchen und hochgearteten Gemeinſchaftslebens. 
Es läßt ſich nicht erzwingen. Jedem iſt es unbenommen, um 
materieller Vorteile willen ſeiner Überzeugung zuwider zu han⸗ 
deln. Aber vorſätzlich beſtimmt werden darf er dazu nicht von 
ſeinen Mitmenſchen. Der Geiſteskampf mit dem Ziele, andere 
zu überzeugen, wird dadurch gerade geſchützt und gefördert. 

Artikel 2 GG erklärt die freie Entfaltung der Perſönlichkeit, 
das Recht auf Leben, auf körperliche Unverſehrtheit und auf 
Freiheit der Perſon für unverletzlich. In dieſe Rechte darf nur 
auf Grund eines Geſetzes eingegriffen werden, heißt es am 
Schluß dieſes Artikels. Dieſe Vorſchrift iſt alſo wiederum nur 
eine Zuſicherung von Rechten und Freiheiten, die der Staat 
achten will, nicht dagegen ein Schutz gegen Verletzung dieſer 
Rechte und Freiheiten durch andere Staatsbürger. Lediglich das 
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Leben, die körperliche Unverſehrtheit und die körperliche Freiheit 
ſind durch das Strafgeſetzbuch geſchützt, aber nicht das Recht auf 
freie Entfaltung der Perſönlichkeit und nicht das Recht auf die 
Freiheit der Entſchließung. Artikel 2 iſt deshalb zu ergänzen 
durch den Schutz der ſeeliſchen Unverſehrtheit. Nur ſie ermöglicht 
die Verwirklichung des Rechts auf freie Entfaltung der Per⸗ 
ſönlichkeit. Ein Menſch, deſſen Vernunft eingeengt oder ge⸗ 
ſchwächt iſt, der induziert irre, d. h. unfähig gemacht worden iſt, 
die Denk-, Erkenntnis- und Naturgeſetze auf allen Gebieten des 
Lebens in der Erſcheinungswelt anzuwenden, iſt ebenſo ſeiner 
Freiheit beraubt und unfähig geworden zur freien Entfaltung 
ſeiner Perſönlichkeit wie ein Menſch, der durch Höllenverängſti⸗ 
gung und durch Erregung von Furcht ſeine Willensfreiheit in 
den entſcheidenden Lebenslagen verloren hat. Die von Dr. M. 
Ludendorff erkannten Geſetze der geſunden und der krank ge⸗ 
machten Seele, die Gotterkenntnis, und die Verzerrung des 
Gotterkennens, das Induziert⸗Irre⸗Sein, gaben dem Feldherrn 
die Überzeugung, die in ſeinen Kampfzielen wie folgt wieder⸗ 
gegeben iſt: 

„Seeliſche Volksvergiftung und Meinungsknechtung ſowie 
Dreſſur durch Suggeſtionen und Exerzitien werden ſchlimmer 
geahndet als Körperverletzung und Totſchlag. Freie Geiſtes⸗ 
entwicklung iſt der köſtlichſte Beſitz eines Volkes.“ 

Hier muß ich ein Beiſpiel aus der Gegenwart einflechten: 

In Berlin gibt es eine Polizeiverordnung über das Wahr⸗ 
ſagen vom 11. Oktober 1945, die in ihren $$ 1 und 2 das ent⸗ 
geltliche Wahrſagen und die öffentliche Ankündigung entgeltlichen 
und unentgeltlichen Wahrſagens verbietet und unter Wahrſagen 
verſteht „das Vorausſagen künftiger Ereigniſſe, das Wahrſagen 
der Gegenwart und der Vergangenheit und jede ſonſtige Offen⸗ 
barung von Dingen, die dem natürlichen Erkenntnisvermögen 
entzogen ſind“. Es heißt dann wörtlich: 

„Hierzu gehört insbeſondere das ſogenannte Kartenlegen, die 
Stellung des Horoſkops, die Sterndeuterei und Traumdeutung.“ 

Vor einiger Zeit hat das Verwaltungsgericht Berlin in zwei 
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verſchiedenen Fällen durch zwei Urteile dieſe Polizeiverordnung 
für unwirkſam erklärt, weil ſie gegen die Grundrechte, nämlich 
die Freiheit und die freie Entfaltung der Perſönlichkeit verſtoße. 
Es handelte ſich um eine Kartenlegerin in dem einen Falle und 
um einen Aſtrologen in dem anderen Falle. Das Verwaltungs⸗ 
gericht führte aus: es ſei jedermanns eigene Angelegenheit, ob 
er an Wahrſagerei glaube und ſich wahrſagen laſſen wolle. Dieſe 
der liberalen Geiſteshaltung entſprechende Auffaſſung verkennt 
die Rechtsbegriffe der Freiheit und der freien Entfaltung der 
Perſönlichkeit, weil die Seelengeſetze unbekannt ſind, und geht 
ſogar daran vorbei, daß das Wahrſagen gegen Entgelt dem 
Tatbeſtand des Betruges mindeſtens ſehr nahekommt. Obwohl 
nach dieſer Polizeiverordnung gegen aſtrologiſche und andere 
okkulte Zeitungen und Zeitſchriften hätte eingeſchritten werden 
können, geſchah es nicht, weil dieſe Zeitſchriften und Zeitungen 
aus der Bundesrepublik nach Berlin kommen und politiſche 
Rückſichten genommen werden müſſen. Die beiden Urteile des 
Verwaltungsgerichts ſind meines Wiſſens rechtskräftig gewor⸗ 
den, weil der Polizeipräſident in Berlin Berufung nicht ein⸗ 
gelegt hat. 

Ein Beiſpiel ſei gegeben, wie die Freiheit der Überzeugung, 
die freie Meinungsäußerung und die freie Entfaltung der Per⸗ 
ſönlichkeit mit den beiden Aufgaben des Staates, der Volks⸗ 
erhaltung und der Gotterhaltung im Volke in Einklang gebracht 
werden können. Ein Aſtrologe oder ein anderer Okkult⸗Gläubiger 
darf nicht Kinder und erwachſene Menſchen durch ſeine okkulte 
Lehre, d. h. durch die Lehre, die im Widerſpruch ſteht zu den 
Denk: und Erkenntnisgeſetzen, induziert irre machen, indem er 
okkulten Unterricht erteilt und Wahrſagerei betreibt. Er darf 
aber grundſätzlich in einer Fachzeitſchrift ſeine Lehre vortragen 
und den Beweis führen und ſich mit den wiſſenſchaftlichen Er⸗ 
kenntniſſen ſeiner Zeit, zum Beiſpiel ein Aſtrologe mit einem 
Aſtronomen, auseinanderſetzen. Er darf aber nicht durch An⸗ 
ſprechen der niederen Triebe des Menſchen und ſeiner Schwä⸗ 
chen, wie Neugier nach und Furcht vor der Zukunft, durch das 
Hervorrufen und Fördern ſinnloſer Angſt und ſinnloſer Hoff⸗ 
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nung ſeeliſch geſunde Menſchen ſeeliſch krank machen oder ſeeliſche 
Erkrankungen verſchlimmern. 

Ganz beſonders dient der Schutz des Seelenlebens der Kind⸗ 
heit und der Jugend. Eine Strafbeſtimmung iſt erforderlich 
etwa folgenden Inhalts: 

„Wer es unternimmt, als Erzieher, Lehrer oder Vorgeſetzter 
oder unter Ausnützung des Anſehens, des Alters oder eines 
Abhängigkeitsverhältniſſes Kinder oder Jugendliche bis zum 21. 
Lebensjahre aſtrologiſchen, ſpiritiſtiſchen oder anderen okkulten 
Aberglauben zu lehren, oder wer durch geeignete abergläubiſche 
Lehren wie die Drohung mit Höllenſtrafen in ihnen eine Ver⸗ 
ängſtigung hervorruft, wird mit Gefängnis beſtraft. 

Werden ſolche Lehren überdies mit der Idee eines höchſten 
Wertes oder des Heiligen verbunden, ſo tritt Zuchthausſtrafe 
ein.“ 

Es iſt unmöglich, in dieſem Vortrag die Geſetze der geſunden 
und der krankgemachten Seele auch nur andeutungsweiſe dar⸗ 
zuſtellen. Ich muß inſoweit Bezug nehmen auf die philoſophiſchen 
und ſeelengeſetzlichen Werke Dr. M. Ludendorffs, die ihrem 
ganzen Inhalt nach die Grundlage der Neugeſtaltung unſeres 
deutſchen Volkes, unſeres Stants- und Rechtslebens fein müſſen. 

Hervorgehoben ſei die Wahrheit und die Wahrhaftigkeit im 
Zuſammenleben. Wahrheit iſt ein göttlicher Wunſch, der erfüllt 
oder nicht erfüllt wird. Hier herrſcht Freiheit. Soweit aber 
Rechte und Pflichten anderer Menſchen von der Feſtſtellung 
einer wahren Tatſache abhängen, iſt Wahrhaftigkeit ein Gebot 
des Sittengeſetzes und deshalb Pflicht. Die Erkenntnis der 
Wahrheit und ihr Feſthalten im Gedächtnis erſetzt dem Men⸗ 
ſchen Erbzwang und Witterung, die unter dem Namen Inſtinkt 
beim Tiere in vollkommener Weiſe erhalten ſind. Die Geſchichte 
des deutſchen Volkes mit ſeinen Raſſetugenden und Raſſe⸗ 
ſchwächen muß, um aus ihr Erkenntniſſe für die Zukunft zu 
gewinnen, wahrheitsgemäß bewahrt werden. Hierzu möge fol⸗ 
gender Geſetzesvorſchlag dienen: 

„Wer eine Urkunde, die für die Erkenntnis der Geſchichte 
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von Erheblichkeit ift, fälſchlich anfertigt, verfälſcht, vernichtet 
oder unterdrückt, wird beſtraft.“ 

Der Maſſenmacchiavellismus, der jeden für dumm hält, der 
eine ihm ſelbſt unbequeme Wahrheit ſagt oder ſich dazu bekennt, 
muß überwunden werden. Er kann nur überwunden werden 
durch eine weltanſchauliche und ſittliche Erneuerung. Die alten 
Weltanſchauungen haben in jahrhundertelangem Wirken hier 
völlig verſagt und den ſittlichen Tiefſtand verſchuldet, in dem 
wir heute leben. Die Gotterkenntnis Ludendorff weiſt den Weg 
zur Überwindung des Macchiavellismus. 

Die Raſſenſeelengeſetze müſſen erkannt und beachtet werden. 
Es iſt erſtaunlich, wie ſtark der Widerſtand bei den Trägern der 
Staats⸗ und Rechtshoheit in Deutſchland gegen die Erkenntnis 
der Raſſenſeelengeſetze iſt, obwohl es ſich hier um wiſſenſchaft⸗ 
liche Erkenntniſſe handelt, über die man ſtreiten mag, die man 
aber nicht mit politiſchen Maßnahmen unterdrücken kann, wie es 
zur Zeit geſchieht, indem jede öffentliche Erörterung der Raſſen⸗ 
geſetze und Raſſenſeelengeſetze ſofort als Antiſemitismus und 
Gewaltherrſchaft oder Vorbereitung hierzu angeſprochen wird, 
obwohl die Erkenntnis der Raſſengeſetze für alle Raſſen und 
Völker gilt und ſich keineswegs gegen das Judentum richtet oder 
Gewaltherrſchaft zur Folge haben muß. Der Feldherr ſagt hier⸗ 
über in den Kampfzielen: 

„Blutsbewußtſein und Raſſeſtolz ſind Rückgrat des Volkes. 

Reinheit der Raſſe iſt heiliges Geſetz der Erhaltung ihrer 
Seele. Sie zu hüten, iſt oberſte Pflicht der Volksleitung. 
Miſchung mit Fremdblut iſt Volksvergiftung. Mit dem Wieder⸗ 
erwachen des Raſſebewußtſeins ſchwindet auch die Überheblichkeit 
einzelner Volksgruppen. 

Geſundheitspflege der Raſſe iſt Notwendigkeit der Arterhal⸗ 
tung, ſie iſt Vertrauensamt der Arzte gleichen Blutes unter den 
Augen des Volkes. Körperpflege und Erbgeſundheitspflege iſt 
dabei wichtiger als Krankheitsheilung.“ 

Raſſebewußtſein und Raſſeſtolz haben nichts zu tun mit 
Raſſenhaß. Deutſche Menſchenliebe gilt der Gotterhaltung in 
allen Raſſen und Völkern. Deshalb iſt auch ein Krieg nur zur 
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Abwehr ſittlich gerechtfertigt. Der göttliche Wille zur Mannig⸗ 
faltigkeit hat Raſſen und Völker werden laſſen und ihnen die 
Fähigkeit in die Seele gelegt, Gotterleben auf mannigfaltige 
Weiſe zu geſtalten. 

Der Rechtsſtaat als Idee und in ſeiner Geſchichte hat es 
unternommen, den Herrſchenden durch das Geſetz zu beherrſchen, 
ſeine Macht, die Staatsgewalt, in drei Teile zu zerlegen und 
dem Untertanen, als Teilhaber an der Staatsgewalt Staats⸗ 
bürger genannt, Rechte und Freiheiten zuzugeſtehen und dieſe 
durch eine Verfaſſung und Geſetze zu gewährleiſten. Er hat 
aber eine ſehr wichtige, ihm geſtellte Aufgabe vernachläſſigt, die 
ihn erſt in einem vollkommenen Sinn zu einem Rechtsſtaat 
macht, nämlich den Beherrſchten dahin zu erziehen oder zu über⸗ 
zeugen, daß das Recht nicht ein Mittel ſei, das man nur dann 
einſetzt, wenn man es ſelbſt braucht, ſondern eine Lebensform, 
die man auch dann achtet und befolgt, wenn man ſie nicht 
benötigt oder wenn ſie einem ſogar unbequem iſt. Mit anderen 
Worten: Auch der Beherrſchte muß das tun, was der Herr⸗ 
ſchende nach den gemachten Ausführungen in einem vollſtändigen 
Rechtsſtaat tun ſoll: ſich in freiwilligem Entſchluß dem Recht 
fügen, es als eine Lebensform in allen Lebenslagen anerkennen. 
Ein ſolches Wollen und Handeln ſetzt auch bei dem Beherrſchten 
die Überzeugung voraus, daß die Volkserhaltung und die Gott⸗ 
erhaltung im Volke die zwei Aufgaben nicht nur des Staates 
ſind, ſondern eines jeden einzelnen Menſchen. Je mehr die 
Volksgeſchwiſter durchdrungen werden von ihrer göttlichen Auf⸗ 
gabe, ſtolz auf ihr Blut und ihrer Ahnen Werk zu ſein, bewußt 
ihrer Kraft, ihrer Rechte und Pflichten, wie der Feldherr es in 
den Kampfzielen fordert, deſto weniger wird es notwendig ſein, 
daß der Staat, d. h. der im Staat Herrſchende, Zwang ausübt. 
Je eher iſt es möglich, mit einem Mindeſtmaß des Zwanges 
auszukommen und ein Höchſtmaß der perſönlichen Freiheit zu 
gewähren. Je größer der Zwang iſt, vielleicht ſein muß, um der 
Volkserhaltung willen, je weiter iſt das Volk von der Gemein⸗ 
ſchaft entfernt. Je größer die Freiheit iſt und je überzeugter die 
das Volk erhaltende und ſichernde Geſetzlichkeit freiwillig befolgt, 
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man kann Tagen, gelebt wird, umfo eher und umſo feſter iſt das 
Volk eine Gemeinſchaft: es erlebt die Volksgemeinſchaft. Dieſes 
Ziel iſt nicht durch geſetzgeberiſche Maßnahmen erreichbar, wenn 
ſie auch Hilfe ſein können, ſondern durch eine Weltanſchauung, 
die der Tatſächlichkeit entſpricht und die die Erhaltung des 
Volkes und das Gotterleben im Volke als die beiden Aufgaben 
des Volkes und ihren Schutz und ihre Förderung durch den 
Staat anerkennt. 

Recht iſt ſtets eine Zwangsnorm, die auch freiwillig befolgt 
werden kann. Die Sitte hingegen iſt eine Norm, die nur zu 
ihrer Befolgung einlädt, aber nicht dazu zwingt. Sie beeinflußt 
das Recht, aus ihr entwickelt und nährt es ſich. Die Sitte 
wiederum iſt ein Audruck der ſittlichen Ideale eines Volkes. Sie 
kann je nach der ſittlichen Höhenlage eines Volkes gute oder 
ſchlechte Sitte ſein. Sie wird geformt von der Gotterkenntnis 
eines Volkes, insbeſondere von den göttlichen Wünſchen zum 
Guten und zum Wahren und der Menſchenliebe, aber auch von 
dem luſtverſklavten Selbſterhaltungswillen ſeiner Glieder. Der 
Feldherr ſagt in den Kampfzielen: 

„Deutſches Gotterkennen ſteht im Einklang mit dem Erbgut 
unſeres Volkes und in Übereinſtimmung mit den Naturerkennt⸗ 
niſſen und gibt dem Volke klare ſittliche Wertungen. Es iſt in 
Verbindung mit dem erwachenden Raſſebewußtſein die Grund⸗ 
lage der Volksſchöpfung und Volkserhaltung.“ 

Materielle und ideelle Beiträge zum Gemeinſchaftsleben des 
deutſchen Volkes können nur zu einem kleinen Teil durch das 
Recht erzwungen werden, zu einem großen Teil müſſen ſie frei⸗ 
willige Leiſtungen bleiben, weil ſie ihrer Natur nach Zwang 
nicht vertragen und Zwang gemeinſchaftszerſtörend wirkt. 

Der Rechtsſtaat Ludendorffs beſchränkt ſich alſo nicht darauf, 
den Herrſchenden im Sinne der Gotterkenntnis den Rechtsſtaat 
geſtalten zu laſſen. Er will auch den Beherrſchten dahin bringen, 
das Recht, das arteigene Recht, aus Überzeugung in Freiwillig⸗ 
keit zu verwirklichen. 

Zum Schluß ſeien noch zwei Gedanken erwähnt: 

Der Rechtsſtaat Ludendorffs muß kraftvoll, d. h. Recht muß 
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mit Macht verbunden fein. Ein Recht ohne Macht kann ſich 
nicht durchſetzen. Macht ohne Recht iſt Gewaltherrſchaft. Daraus 
folgt zwingend: Der Rechtsſtaat Ludendorffs braucht eine ſtarke 
Wehrmacht und ein wehrhaftes Volk, das die allgemeine Wehr⸗ 
pflicht als Wehrrecht empfindet. Dabei iſt für eine beſondere 
Lebenslage des deutſchen Volkes die Erkenntnis wichtig: 
„Deutſchlands vollſtändige militäriſche Wehrloſigkeit gegenüber 
den Militärſtaaten, die es einkreiſen ... iſt nicht gleichbedeutend 
mit politiſcher Machtloſigkeit.“) 

Wenn das Recht eines Volkes eine Lebensform iſt und nicht 
nur ein Mittel für die Machtgeſtaltung, dann kann es einen 
Rechtsſtaat nicht geben, wo fremdes Recht, nämlich Beſatzungs⸗ 
recht, herrſcht. Denn Beſatzungsrecht dient der Beſatzungsmacht 
und iſt nur ein Mittel, niemals Lebensform des Volkes, dem 
das beſetzte Land gehört. Deshalb gibt es in Deutſchland zur 
Zeit keinen Rechtsſtaat. 

Ich ſchließe mit zwei Worten des Feldherrn: 

Seinen Kampfzielen hat er vorangeſetzt: 

„Ich erſtrebe ein wehrhaftes und freies Großdeutſchland, das 
das deutſche Volk eng mit der Heimaterde verbindet und ihm 
in deutſcher Weltanſchauung die geſchloſſene Einheit von Raſſe⸗ 
erbgut, Glauben, Kultur und Wirtſchaft wiedergibt.“ 

In ſeinem Werk „Der totale Krieg“ ſagt er (auf Seite 22): 

„Sittliche Freiheit, gewährleiſtet durch ein völkiſches Recht, 
iſt der äußere Ausdruck arteigenen Gotterlebens in der Lebens⸗ 
geſtaltung unſeres Volkes und die Grundlage für die Zufrieden⸗ 
heit der Volksgeſchwiſter und die Geſchloſſenheit des Volkes.“ 


4) Vgl. Ludendorff „Weltkrieg droht auf deutſchem Boden“, S. 33. 
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Auch der zweite Band des Dreiwerkes ruht breit und ſicher auf der 
in den vorangegangenen Werken geſchaffenen und bewieſenen Grund⸗ 
lage. Für den, der mit dieſen noch nicht vertraut iſt, ergibt ſich hieraus 
die Schwierigkeit, daß er manches ohne eingehendere Begründung hin⸗ 
nehmen muß. Es ergibt ſich die Schwierigkeit, daß eigentlich nur der 
dieſes neue Werk bis in ſeine letzten Gedankengänge hinein reſtlos 
verſtehen kann, der die früheren Werke kennt. Dieſem Übelſtand hat 
die Philoſophin jedoch in meiſterhafter Weiſe zu ſteuern gewußt, indem 
ſie in kurzer und überaus klarer Weiſe durch Wiederholung der in den 
früheren Werken ausgeführten Erkenntniſſe jedem die Möglichkeit gibt, 
das neue Buch zu erfaſſen. Diejenigen, die auf dem Boden der Luden⸗ 
dorffſchen Weltanſchauung ſtehen, wiſſen ſchon längſt, daß Religion 
und Politik auf das engſte zuſammengehören; aber ſo umfaſſend wie 
im vorliegenden Buche iſt dieſe Frage noch nie aufgerollt worden. Ja, 
vor allem wird jetzt erſt recht die hohe Bedeutung dieſer Frage klar; 
erſt jetzt erkennen wir bis in die letzte Folgerung hinein die ernſte 
Lebensgefahr, die das Überſehen dieſer Frage für alle Völker herauf⸗ 
beſchwört. Aber auch andere weſentliche Gebiete, auf denen ein Einfluß 
auf die Geſtaltung der Geſchichte ſtattfindet, hatte die Fachwiſſenſchaft 
überſehen; ſonſt wäre es ihr nicht möglich geweſen, an dem unheilvollen 
Wirken der überſtaatlichen Mächte vorüberzugehen, ohne zu ſehen, daß 
auch ſie zuletzt durch die Beeinfluſſung der Völker im Sinne ihrer 
Religion Todesnot für die Völker herbeiführen. So gehe denn dieſes 
Buch hinaus in unſer todesnahes Volk und zu den anderen Völkern. 
Denn es iſt ja geboren aus dem göttlichen Willen des Weſens aller 
Erſcheinung und kann ſo jedem Volke und jedem Menſchen reiche 
Erkenntnis geben. Möchten aber vor allem diejenigen zu dieſem Werke 
greifen, die an der Geſchichte mitgeſtalten, die in erſter Hinſicht dazu 
berufen ſind, unſer Volk aus der Todesgefahr zu retten; nicht nur die 
Politiker, auch die Lehrer der Jugend vor allem, und alle, alle, die um 
die Zukunft unſeres bedrohten Volkes bangen und kämpfen. 
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